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Wirtschaftspolitik für Uganda – 
(keine) Alternativszenarien 
VERGLEICH DER WAHLPROGRAMME FÜHRENDER PARTEIEN UGANDAS MIT BLICK 

AUF DIE WIRTSCHAFTSPOLITIK 

Im Februar 2011, gut zehn Jahre nach  

der Vereinbarung der Millennium-

Entwicklungsziele, stehen die Ugander  

erneut vor der Entscheidung, entweder 

dem regierenden NRM wieder ihr Vertrau-

en zu schenken oder das „Risiko“ einer 

Änderung der Machtverhältnisse einzuge-

hen. Das Thema Armutsbekämpfung spielt 

für einen Großteil der ugandischen Bevöl-

kerung dabei eine zentrale Rolle. Die Par-

teien haben in ihren Programmen daher 

auch das Thema Wirtschaftspolitik promi-

nent aufgenommen. Die wirtschaftspoliti-

schen Ansätze des NRM der vergangenen 

Jahre spiegeln sich zum großen Teil auch 

im Konzept für die kommende Legislatur-

periode 2011 bis 2016 wieder. Die ver-

schiedenen Oppositionsparteien tun sich 

schwer damit, mit profilierten Alternati-

ven aufzutreten. 

Die Wirtschaftspolitik des regierenden 

NRM 

Das National Resistance Movement (NRM) 

ist die regierende und gleichzeitig größte 

und dominierende Partei Ugandas mit Präsi-

dent Yoweri K. Museveni als Parteivorsit-

zendem. Die wirtschaftspolitischen Refor-

men unter dem Movement-System seit An-

fang der 1990er Jahre waren von einem li-

beralen und marktwirtschaftlichen Kurs ge-

prägt und verzeichneten vor allem im regio-

nalen Kontext bemerkenswerte Erfolge. Die 

wirtschaftliche Entwicklung Ugandas war mit 

Wachstumsraten von durchschnittlich sechs 

Prozent seit 1985/86 und einer einstelligen 

Inflationsrate seit 1992/93 eine der stabils-

ten in der Region.1 Das makroökonomische 

Ziel der Regierung besteht darin, durch För-

derung des privaten Sektors, durch interna-

tionale Zusammenarbeit und die Liberalisie-

rung der Kapital- und Devisenmärkte das 

wirtschaftliche Wachstum voranzutreiben 

und damit das Armutsniveau zu senken.  

Die Privatisierung der Wirtschaft steht im 

Vordergrund und wird von der Regierung als 

der Weg zu einer höheren Beschäftigungs-

rate und zur Stärkung der Kaufkraft gese-

hen, zumal davon ausgegangen wird, dass 

dadurch Unternehmergeist und wirtschaftli-

ches Wachstum gefördert werden. Diese 

Politik bezieht sich beispielsweise auch auf 

die Landwirtschaft, die in Hinblick auf die 

Anzahl der Beschäftigten der dominierende 

Wirtschaftssektor ist. Allerdings handelt es 

sich vorwiegend um Subsistenzwirtschaft, 

deren Anteil am Bruttoinlandsprodukt nur 

ca. 23 Prozent beträgt.2 Der Plan zur Mo-

dernisierung der Landwirtschaft wird 

schrittweise durchgesetzt, brachte jedoch 

bisher kaum sichtbare Erfolge in der land-

wirtschaftlichen Produktion mit sich.  

Die Liberalisierung der Kapital- und Devi-

senmärkte sowie die Schaffung der Uganda 

Investment Authority sollen ausländische 

 

1 Uganda’s Taxation Policy: Implications for 
Poverty Reduction and Economic Growth, Re-
view Report No. 9, 2008
2 Wirtschaftspolitik in Uganda 
http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos
/Uganda/Wirtschaft_node.html, zuletzt besucht 
am 04.01.2011

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Uganda/Wirtschaft_node.html,%20zuletzt%20besucht%20am%2004.01.2011
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Uganda/Wirtschaft_node.html,%20zuletzt%20besucht%20am%2004.01.2011
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Uganda/Wirtschaft_node.html,%20zuletzt%20besucht%20am%2004.01.2011
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Uganda/Wirtschaft_node.html,%20zuletzt%20besucht%20am%2004.01.2011


 2 

 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

UGANDA 

PETER GIRKE 

MARTA MAJEWSKA 

 

18. Januar 2011 

 

www.kas.de/uganda 

www.kas.de 

 

                                                    

Direktinvestitionen attraktiv machen und 

sowohl für neue Arbeitsplätze als auch für 

zusätzlichen Kapitaleinfluss sorgen. Seit 

1995 wurden quantitative Handelsbarrieren 

abgebaut, was die internationalen Handels-

beziehungen Ugandas stärkte und den Im-

port ausländischer Produkte deutlich erhöh-

te. Auch die Präsenz Ugandas auf dem in-

ternationalen Markt und die Wettbewerbsfä-

higkeit der inländischen Produkte gewannen 

– wenn auch insgesamt auf niedrigem Ni-

veau – an Bedeutung, wobei diesbezüglich 

weitere politische Maßnahmen und Promoti-

onsstrategien erforderlich wären.  

Neue Investitionen und die Privatisierung 

der Wirtschaft sollen durch verschiedene 

Steuern zu höheren Staatseinnahmen füh-

ren und staatliche Dienstleistungen verbes-

sern beziehungsweise ermöglichen. Die Ef-

fektivität der Fiskalpolitik Ugandas ist je-

doch eher kritisch zu betrachten.3 Um das 

Wirtschaftswachstum zu stimulieren wurden 

verschiedene Steuerbefreiungen, -

vergünstigungen und Ausnahmetatbestän-

den geschaffen. Die fehlende Transparenz 

dieses Systems, gekennzeichnet zudem von  

Korruption, Missbrauch und Ineffizienz bei 

der Steuererhebung, führt letztendlich zu 

Defiziten im ugandischen Haushalt. Das 

Verhältnis der Einnahmen zum Bruttoin-

landsprodukt liegt auf niedrigem Niveau, so 

dass die inländischen Ressourcen nur einen 

geringen Teil der staatlichen Ausgaben de-

cken. Demzufolge ist Uganda nach wie vor 

auf die Unterstützung bilateraler und multi-

lateraler Geber beziehungsweise externe 

Kredite angewiesen. Der Anteil der Geldge-

ber am Haushalt beträgt ca. 33 Prozent.4

Trotz der zahlreichen unbestrittenen Fort-

schritte und der positiven wirtschaftlichen 

Entwicklung ist es dem NRM nicht gelungen, 

die Wachstumserträge gleichmäßig zu ver-

teilen. Zwar konnte die Armutsrate erheb-

lich reduziert werden, von 56 Prozent im 

 

3 Uganda’s Taxation Policy: Implications for 
Poverty Reduction and Economic Growth, Re-
view Report No. 9, 2008
4 Wirtschaftspolitik in Uganda 
http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos
/Uganda/Wirtschaft_node.html, zuletzt besucht 
am 04.01.2011

Jahr 1992 auf 31 Prozent im Jahr 2006 – 

der Mehrheit der Bevölkerung, insbesondere 

in den ländlichen Gebieten, kommen die 

wirtschaftlichen Erfolge jedoch nicht zu Gu-

te. Vom Wachstum profitiert vor allem eine 

kleine Elite, während die Schere zwischen 

Arm und Reich weiter und schneller ausei-

nandergeht.  

Grundsätzlich vertritt das NRM eine markt-

wirtschaftlich orientierte Wirtschafts- und 

Gesellschaftsordnung. Im Falle eines Sieges 

bei der anstehenden Parlaments- und Präsi-

dentschaftswahl im Februar 2011 will das 

NRM seinen Wirtschaftskurs fortsetzen. Un-

ter dem Motto „Wohlstand für alle“ werden 

die sozio-ökonomische Weiterentwicklung 

und die Beschaffung neuer Arbeitsplätze 

versprochen. Dies soll durch Unternehmens-

förderung, staatliche Investitionen in die 

Infrastruktur und andere Anreize im Wirt-

schaftssektor geschehen. Ferner stehen die 

Vermarktung der Landwirtschaft und natür-

licher Ressourcen auf der Agenda. Außer-

dem sollen die internationalen Handelsbe-

ziehungen ausgebaut und die Wettbewerbs-

fähigkeit der nationalen Produktion verbes-

sert werden. Die Erhebung von Steuern soll 

effektiver durchgeführt werden, damit die 

Einnahmen mindestens 18 Prozent des 

Bruttoinlandsprodukts erreichen und so die 

Haushaltskonsolidierung unterstützen.      

Welche Wirtschaftspolitik erwartet Ugan-

da unter einer Oppositionsregierung? 

2008 wurde die Inter-Party Cooperation 

(IPC) von verschiedenen Oppositionspartei-

en gegründet, um die Fragmentierung der 

Oppositionsreihen zu verhindern und mit 

einem gemeinsamen Präsidentschaftskandi-

daten – Dr. Kizza Besigye – die Chance auf 

einen Regierungswechsel zu erhöhen. Die-

ses Ziel stellt das Bündnis vor große Her-

ausforderungen, denn die Bandbreite an in-

ternen historischen und inhaltlichen Unter-

schieden ist beträchtlich. Im Rahmen der 

IPC haben sich aktuell das Forum for De-

mocratic Change (FDC), das als größte Op-

positionspartei das Bündnis dominiert, so-

wie weiterhin das Justice Forum (Jeema), 

die Conservative Party (CP) und die Social 

Democratic Party (SDP) zusammenge-

schlossen. Trotz der inhaltlichen Differenzen 

http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Uganda/Wirtschaft_node.html,%20zuletzt%20besucht%20am%2004.01.2011
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Uganda/Wirtschaft_node.html,%20zuletzt%20besucht%20am%2004.01.2011
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Uganda/Wirtschaft_node.html,%20zuletzt%20besucht%20am%2004.01.2011
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Uganda/Wirtschaft_node.html,%20zuletzt%20besucht%20am%2004.01.2011
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ist es der IPC durchaus gelungen, gemein-

same Ansätze im Wahlprogramm zu entwi-

ckeln. Die IPC setzt sich für eine marktwirt-

schaftlich orientierte Wirtschaftsordnung mit 

einer begrenzten staatlichen Förderung ein. 

Die Erträge des wirtschaftlichen Wachstums 

sollen fair verteilt werden und zum 

Wohlstand aller führen. Besonderes Augen-

merk wird dabei auf die Unterstützung der 

lokalen Wirtschaft gerichtet. Neben der För-

derung des privaten Sektors und Etablie-

rung der privat-öffentlichen Partnerschaften 

in den für Uganda strategischen Wirt-

schaftsbereichen soll auch für faire und si-

chere Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer 

gesorgt werden. Entsprechende arbeits-

rechtliche Regelungen sollen geschaffen 

werden. Die IPC schlägt unter anderem die 

Einführung eines Mindestlohns vor, der ne-

ben der Anhebung der Steuerfreigrenze zur 

Existenzsicherung der Arbeitnehmer beitra-

gen soll. Hier wird der Einfluss der sozialori-

entierten Parteien innerhalb der IPC deut-

lich. Darüber hinaus gehören die Moderni-

sierung der Landwirtschaft, der Schutz von 

Privateigentum sowie die Entwicklung der 

Infrastruktur zu den Hauptpunkten des 

Wahlprogramms für 2011.  

In der ältesten Partei Ugandas, der Democ-

ratic Party (DP), konnte Norbert Mao vor 

rund einem Jahr die Parteipräsidentschaft 

gewinnen. Die DP als zweitgrößte Oppositi-

onspartei wird als konservative und markt-

wirtschaftlich orientierte Partei angesehen 

und vertritt traditionell die katholische Wäh-

lerschaft.5 Die DP sieht sich selbst als eine 

Mitte-Rechts-Partei. In ihrem Programm 

steht die Förderung der nationalen Ressour-

cen sowie der einheimischen Produktion im 

Vordergrund. Des Weiteren wird eine Be-

schäftigungspolitik proklamiert, die auslän-

dischen Arbeitnehmern den Zugang zum 

ugandischen Arbeitsmarkt erschweren wür-

de. Die Schaffung neuer Arbeitsplätze sei 

vorrangig Aufgabe der Unternehmen im 

Lande. Deren Wettbewerbsfähigkeit soll 

durch aktive Wirtschaftsförderung und ent-

 

                                                    

5 Girke, P., Fiedler, M. (2010), Der Parteitag 
der Democratic Party, Konrad Adenauer Stif-
tung,  http://www.kas.de/wf/doc/kas_18902-
1522-1-30.pdf?100225164834 zuletzt besucht 
am 22.12.2010. 

sprechende Steuerpolitik verbessert wer-

den. Sollte es an einheimischen Unterneh-

men in bestimmten Branchen mangeln, so 

können auch ausländische Investitionen, 

zum Beispiel in Form von Private Equities, 

unterstützt werden. Ausländische Direktin-

vestitionen werden generell als wichtiger 

Teil der Wirtschaft betrachtet. Allerdings 

richten sich entsprechende Anreize zuerst 

an die einheimischen Unternehmen, ugandi-

sche Arbeitnehmer sollen bei gleicher Quali-

fikation Vorrang genießen (DP, S.28 ff.).6 

Durch Abschluss von bilateralen Handelsab-

kommen sollen insbesondere die Handels-

beziehungen im Raum Europa, Pazifik und 

Afrika gefördert werden. Die DP setzt wei-

terhin einen Schwerpunkt auf den sozialen 

Ausgleich für benachteiligte Gruppen und 

sieht es als staatliche Aufgabe, die vorhan-

denen Ressourcen gerecht zu verteilen.   

Die zweitälteste Partei des Landes, der 

Uganda’s People Congress (UPC) mit Dr. 

Olara A. Otunnu als Parteivorsitzendem, 

setzt sich in ihrem Wahlprogramm für sozia-

le Leistungen und einen korruptionsfreien 

Staat mit einem funktionierenden Gesund-

heits- und Bildungssystem ein. Weiterhin 

werden Bildung, Sicherheit und Förderung 

von benachteiligten Gruppen in den Vorder-

grund gestellt.7 Hinsichtlich der arbeits-

marktpolitischen Maßnahmen werden die 

Einführung eines Mindestlohns sowie die 

Bildung und Unterstützung betriebsnaher 

Arbeitnehmervertretungen postuliert. Hier 

ist die historische Nähe der Partei zum poli-

tischen Lager der Arbeitnehmer erkennbar8, 

was nach europäischen Maßstäben dem so-

zialdemokratischen Lager nahe kommt. 

Letztendlich unterscheiden sich auch die 

Versprechungen der UPC hinsichtlich der 

wirtschaftlichen Ordnung kaum von denen 

der Konkurrenten. Wirtschaftspolitik setzt 

bei der Marktwirtschaft an. Dem Staat wird 

 

6 Die in Klammern ausgeführten Literaturquel-
len beziehen sich im Folgenden auf die jeweili-
gen Wahlprogramme der jeweiligen Partei. 
7 
http://www.ugandacorrespondent.com/articles
/2010/12/olara-otunnu-and-his-2011-
manifesto-unpacked/ 
8 Girke, P. (2008), Parteienentwicklung in 
Uganda, KAS, 
http://www.kas.de/uganda/de/publications/15
049/  

http://www.kas.de/wf/doc/kas_18902-1522-1-30.pdf?100225164834
http://www.kas.de/wf/doc/kas_18902-1522-1-30.pdf?100225164834
http://www.kas.de/uganda/de/publications/15049/
http://www.kas.de/uganda/de/publications/15049/
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dabei eine fördernde Rolle zugeschrieben. 

Im Wahlmanifest wird angekündigt, Hilfe-

stellungen bieten zu wollen und Anreize für 

Unternehmen zu setzen, damit Arbeitsplätze 

erhalten und neue geschaffen werden kön-

nen. Die UPC nennt – im Gegensatz zu den 

meisten anderen Parteien – auch potenzielle 

Quellen für die Finanzierung der von ihr ge-

planten Maßnahmen.  

Freie Marktwirtschaft für Uganda 

Das NRM hat das umfangreichste Wahlpro-

gramm vorgelegt Es bezieht sich vornehm-

lich  auf die bisherigen Politikansätze und 

auf teilweise mit Hilfe externer Berater ent-

wickelte Programme. Die Oppositionspartei-

en hingegen präsentieren eher kurz gefass-

te und generellere Programme, was vermut-

lich auch in dem chronischen Geldmangel 

begründet liegt, der eine professionelle stra-

tegische und konzeptionelle Programmarbeit 

erschwert.   

Ein liberales Wirtschaftssystem mit einem 

fördernden Einfluss des Staates liegt den 

wirtschaftspolitischen Ansätzen aller größe-

ren Parteien Ugandas zugrunde. Durch akti-

ve, jedoch insgesamt limitierte Eingriffe in 

die Wirtschaft soll der Staat das Marktge-

schehen ergänzen und korrigieren. Die Par-

teien sind sich einig, dass die beste Strate-

gie zur Armutsbekämpfung in der Schaffung 

neuer Arbeitsplätze liegt. Mehr Selbständig-

keit, Existenzgründungen, Stärkung des 

Mittelstandes und Förderung der Landwirt-

schaft werden als Wege aus der Arbeitslo-

sigkeit erkannt und sollen durch staatliches 

Handeln gefördert werden. Die jeweils vor-

geschlagenen Maßnahmen unterscheiden 

sich nur geringfügig voneinander. Als 

Hauptinstrumente für die Verbesserung der 

Wettbewerbsbedingungen werden bei-

spielsweise Steuersenkungen bzw. -

befreiungen (IPC, S.6, DP. S.41), günstige 

Kredite, Unternehmensberatung sowie 

staatliche Aufträge (IPC, s. 5, DP. S. 29 ff., 

NRM, S. 59 ff., S. 12) genannt. Die Förde-

rung der kleinen und mittelständischen Un-

ternehmen steht im Vordergrund, da sie ei-

nen erheblichen Teil der Wirtschaftskraft 

darstellen. Neuunternehmer sollen Subven-

tionen und Kredite, Vereinfachung der Bü-

rokratie sowie branchenbezogene Qualifizie-

rungsmaßnahmen erwarten können (IPC, 

S.5, DP, S. 41). Darüber hinaus sollen die 

bereits existierenden Wirtschaftszonen er-

weitert und neue geschaffen werden (NRM, 

S. 72). 

Mehrere Parteien betonen, dass eine neue 

Regierung eine aktive Rolle in der Förde-

rung der strategischen Sektoren überneh-

men soll, indem sie privat-öffentliche Part-

nerschaften entwickelt (IPC, S. 5, P.1, DP, 

S. 40, NRM, S. 54). Entscheidend für die 

wirtschaftliche Entwicklung des Landes wird 

der Ausbau der Infrastruktur sein. Investiti-

onen in das Telekommunikationssystem und 

Straßennetz sollen die Bedingungen für un-

ternehmerische Tätigkeit verbessern und 

zusätzliche Arbeitsplätze schaffen (NRM, 

S.60, DP, S. 34, IPC, S. 10, PPP, S. 12). 

Sowohl einheimische Unternehmen als auch 

ausländische Investitionen werden als 

Schlüssel für wirtschaftliches Wachstum an-

gesehen. Der internationale Handel wird ge-

fördert.  

In den Wahlprogrammen nimmt die Zukunft 

des ländlichen Raumes und der Landwirt-

schaft einen wichtigen Platz ein. Das NRM 

betont die Notwendigkeit der Vermarktung 

der Landwirtschaft und schlägt ein breites 

Maßnahmenpaket vor (NRM, S. 92 ff.). Die 

Entwicklungsstrategien für die Landwirt-

schaft und den ländlichen Raum umfassen 

Subventionen, günstige Kredite sowie Wei-

terbildung und Beratung der Landwirte und 

sind in den Wahlprogrammen aller Parteien 

enthalten. 

Neben den Konjunkturmaßnahmen des 

Staates wird es auch als notwendig erach-

tet, eine soziale Absicherung für diejenigen 

zu gewährleisten, die auf Grund von Ge-

schlecht, Alter oder Behinderung kein exis-

tenzsicherndes Einkommen erzielen können. 

So formulieren insbesondere DP, IPC und 

UPC relativ deutliche Vorstellungen im Be-

reich der Gesundheits- und Sozialpolitik. Im 

Vordergrund stehen der finanzielle und 

praktische Zugang zur Gesundheitsvorsor-

ge, ein funktionierendes Rentenversiche-

rungssystem sowie Investitionen in (Weiter-

) Bildung und Chancenausgleich für benach-

teiligte Gruppen. In Bezug auf die Arbeits-

marktpolitik beschränken sich die Parteipro-
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gramme lediglich auf vage formulierte For-

derungen nach einem Mindestlohn (NRM, 

IPC) sowie die Anerkennung der Rolle von 

Gewerkschaften (UPC). Da diesen Forde-

rungen keine detaillierten Aussagen folgen 

und die marktwirtschaftliche Orientierung 

aller Parteien sehr deutlich ist, ist zu vermu-

ten, dass diese Aspekte auch der Wahl-

kampfrhetorik geschuldet sind und der 

Selbstdarstellung dienen. 

Keine Partei schlägt Maßnahmen zur finan-

ziellen Unterstützung von Arbeitslosen vor. 

Die DP proklamiert allerdings, dass Arbeits-

losen durch Beratung und Qualifizierungs-

maßnahmen geholfen werden muss (DP, S. 

38). Da DP und IPC in ihren Programmen 

nicht darauf eingehen, wie sie ihre Maß-

nahmen finanzieren wollen, ist die Erreich-

barkeit und Umsetzbarkeit dieser Ziele zu 

hinterfragen. Zwar lässt sich aus program-

matischer Sicht das Streben nach einem 

freien Markt erkennen, das mit einem auf 

den Grundbedürfnissen basierenden sozia-

len Ausgleich verbunden ist. Jedoch bedarf 

dieser Ausgleich einer starken und transpa-

renten Fiskalpolitik. Soziale Leistungen und 

staatliches Handeln müssen durch Steuern 

und Abgaben finanziert werden. Die Darstel-

lung dieser Finanzierungsmechanismen 

kommt in den Wahlprogrammen aller Par-

teien zu kurz. Die dort als Anreize erwähn-

ten Steuersenkungen und -befreiungen 

können die angestrebten sozialen Dienst-

leistungen des Staates jedenfalls nicht in 

Gänze absichern.  

In der Vergangenheit erwies sich die Fiskal-

politik Ugandas im Hinblick auf die Einnah-

men als zum Großteil ineffektiv und führte 

zu Haushaltsdefiziten. Zusätzliche Steuer-

einnahmen und gleichzeitige Effizienzsteige-

rung in der Steuererhebung, die in der Rea-

lität bereits sichtbar wird (IT-basierte Steu-

ererhebung), könnten dazu genutzt werden, 

den ugandischen Staatshaushalt zu konsoli-

dieren. Trotzdem wird die Fiskalpolitik in 

keinem Parteiprogramm eingehender be-

trachtet. Die Parteien scheinen das Thema 

Steuern in ihren Programmen zu vermeiden 

und nur die positiven Regelungen hervorzu-

heben. Wird ein steuerbezogener Aspekt 

angesprochen, so konzentrieren sich die die 

Programme generell auf Anreize schaffende 

Steuerbegünstigungen beziehungsweise ei-

ne Anhebung der Steuerfreigrenze für Ar-

beitnehmer. Diese mögen vielen mit markt-

wirtschaftlichen Mechanismen nicht vertrau-

ten Steuerzahlern gefallen, bergen jedoch 

bei mangelnder Transparenz und weitausle-

gender Regulierung die Gefahr von Korrup-

tion und Missbrauch.  

Bezüglich der Ausrichtung des nationalen 

Haushalts bleiben die meisten Parteipro-

gramme vage. Teilweise wird von Oppositi-

onsseite vorgeschlagen, die Mittel zur Ent-

wicklung der ugandischen Wirtschaft durch 

bedeutende Einsparungen bei den 

Staatsausgaben freizusetzen. Um dies zu 

erreichen, sollen ineffektive staatliche Be-

hörden abgeschafft und die Anzahl der Par-

lamentarier, Minister und der Sicherheits-

kräfte im Land überprüft werden. Die UPC 

beispielsweise sieht das Potential für Kür-

zungen im öffentlichen Dienst und vor allem 

in der Beendigung der Korruption. Nach wie 

vor wird es für Uganda jedoch unerlässlich 

bleiben, externe Gebermittel – auch für In-

vestitionen – einzuwerben. Die zu erwar-

tenden Einnahmen aus der Öl- und Gasin-

dustrie als Teil des nationalen Haushaltes 

werden in allen Programmen erwähnt.  

Die Analyse der Wahlprogramme für die 

Wahlen 2011 zeigt, dass inhaltliche Unter-

schiede und Feinheiten auch in Hinblick auf 

die Wirtschaftspolitik in der Parteienland-

schaft Ugandas keine dominante Rolle spie-

len. Vielmehr bestätigt sich der Eindruck, 

dass man die Partien als weitgehend ideolo-

giefrei bezeichnen kann. Die Parteien schei-

nen auch in Uganda dem Prinzip zu folgen, 

dass positive Rhetorik und populistische 

Versprechungen, auch wenn sie unrealis-

tisch sind, die Stimmen der Wähler gewin-

nen werden. Sie versprechen die Entwick-

lung des Landes von Armut hin zu 

Wohlstand – ob allerdings die vorgeschlage-

nen Maßnahmen in der Tat zu einer Vitali-

sierung der ugandischen Wirtschaft führen 

würden, bleibt zumindest fraglich.   

 

 


